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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Medizinische Forschung

Dafür ausgesprochen hatten sich mit Ausnahme von AP, EDU, LP und SD alle im
Parlament vertretenen Parteien, die Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen,
der Bauernverband und die Kleinbauernvereinigung, der Evangelische Kirchenbund, der
Katholische Frauenbund, die Standesorganisationen von Chemischer Industrie und
Medizin, die Kommission für biologische Sicherheit, der Bund für Naturschutz sowie
das ehemalige Initiativkomitee, welches 1987 mit der Einreichung seines
Volksbegehrens «gegen Missbräuche der Fortpflanzungs- und Gentechnologie beim
Menschen» die Diskussion überhaupt erst lanciert hatte.

Bekämpft wurde der Verfassungsartikel von der Liberalen Partei, welcher die neuen
Regelungen bereits zu restriktiv waren. Als zu permissiv wurde er hingegen von AP, EDU,
der SD und der Jungen SVP abgelehnt, ebenso von der Vereinigung «Ja zum Leben»
unter der Führung des Berner EVP-Nationalrats Zwygart, von zahlreichen
Frauenorganisationen wie der Ofra, der FraP und – abweichend von der Gesamtpartei –
vom Vorstand der CVP-Frauen, von Behindertenvereinigungen sowie vom Basler Appell
gegen Gentechnologie und der Schweizerischen Arbeitsgruppe Gentechnologie (SAG). 1

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 18.05.1992
MARIANNE BENTELI

Suchtmittel

Im Abstimmungskampf, der von beiden Seiten sehr intensiv und emotional geführt
wurde, waren die Fronten von Anbeginn klar. Die drei Bundesratsparteien CVP, FDP und
SP sowie die Grünen engagierten sich in einem gemeinsamen Abstimmungskomitee
gegen die Initiative. Sie fanden die Unterstützung von rund 20 gesamtschweizerischen
Organisationen aus den Bereichen Medizin, Drogen, Sozialarbeit, Kirche und
Jugendfragen, die sich in einer Nationalen Arbeitsgemeinschaft Suchtpolitik (NAS)
zusammenschlossen, sowie die praktisch einhellige Gefolgschaft aller Printmedien,
auch jener aus der Romandie. Mehrere Kantons- und Stadtregierungen, die für
gewöhnlich keine Empfehlungen für eidgenössische Urnengänge abgeben, sprachen
sich ebenfalls gegen die Initiative aus, unter anderem jene in den besonders von der
Drogenproblematik betroffenen Kantonen Basel-Stadt, Bern, Genf und Zürich. Ihnen
schloss sich der 1996 zum Zweck einer intensiveren drogenpolitischen Koordination
gebildete Nationale Drogenausschuss von Bund, Kantonen und Städten an. Der
Bundesrat seinerseits eröffnete seinen Abstimmungskampf viel früher als gewöhnlich.
In ungewohnt scharfer Weise bezeichnete Bundesrätin Dreifuss die Ziele der Initiative
als unrealistisch, unwirksam und unmenschlich; eine Annahme der Initiative hätte für
die eigentlichen Opfer, die Drogensüchtigen, verheerende Folgen und würde dazu
führen, dass weiterhin die (noch) nicht ausstiegswilligen Konsumenten härter bekämpft
würden als die eigentlichen Profiteure einer repressiven Drogenpolitik, nämlich die
Drogenmafia. 2

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 03.07.1997
MARIANNE BENTELI

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Parteien

Die sechs grössten Parteien der Schweiz verzeichneten 2020 und 2021 nach eigenen
Angaben fast durchwegs einen deutlichen Mitgliederzuwachs, wie die Aargauer Zeitung
im Januar 2022 berichtete. Die Zahlen sind zwar zu relativieren, weil nicht alle Parteien
ein zentrales Mitgliederregister führen und die Parteien zudem unterschiedliche
Kriterien dafür verwenden, ab wann sie jemanden als Parteimitglied zählen. Die
Aargauer Zeitung und der von ihr befragte Politanalyst Mark Balsiger hielten einen
Zuwachs indessen für plausibel. Als Erklärungsfaktoren nannten sie, dass in dem
Zeitraum viele Bürgerinnen und Bürger durch die stark alltagsrelevante Covid-19-
Pandemie, aber auch durch die intensivierte Diskussion um den Klimawandel und durch
aussergewöhlich intensive Abstimmungskämpfe etwa zur

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.01.2022
HANS-PETER SCHAUB
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Konzernverantwortungsinitiative im November 2020 und zu den beiden Covid-19-
Gesetzesvorlagen im Juni und im November 2021 politisiert worden seien. Diese
Politisierung sei noch verstärkt worden durch einen stark erhöhten Medienkonsum
vieler Leute in den ersten anderthalb Jahren der Pandemie und zeige sich nebst den
vermehrten Parteieintritten auch an den aussergewöhnlich hohen Beteiligungsraten bei
den Volksabstimmungen seit Pandemiebeginn.
In absoluten Zahlen den stärksten Zuwachs meldete Die Mitte. Seit der Fusion von CVP
und BDP (zuletzt 82'000 bzw. 4'000 Mitglieder) im Januar 2021 sei die Mitgliederzahl
um 5'500 auf 91'500 gestiegen. Die Partei führte dies auch auf ihr Rebranding mit dem
neuen Parteinamen zurück.
Einen nicht genauer bezifferten Nettozuwachs «im vierstelligen Bereich» meldete die
SVP, deren Mitgliederzahl gemäss einer nicht datierten Angabe auf der Parteiwebsite
80'000 betrug. In jüngerer Vergangenheit sei die Mitgliederzahl nur nach der Annahme
der Masseneinwanderungsinitiative 2014 und nach der Nichtwiederwahl ihres
Bundesrats Christoph Blocher 2007 noch stärker gestiegen. Der massnahmenkritische
Kurs der Partei in der Coronapolitik führte gemäss ihren eigenen Angaben zwar zu
Austritten älterer bisheriger Mitglieder, diese seien aber mehr als kompensiert worden
durch jüngere Neumitglieder, die sich gerade von diesem Kurs angesprochen gefühlt
hätten.
Die SP meldete 32'814 Mitglieder, was rund 1'400 Personen mehr seien als zwei Jahre
zuvor. Es gebe aber schon seit 2015 einen kontinuierlichen Zuwachs. Ein Teil der
Neumitglieder sei wegen der Coronapolitik zur SP gestossen, die Hauptgründe waren
gemäss einer Neumitgliederbefragung aber Gespräche mit Bekannten, die bereits
Parteimitglieder waren, und Ereignisse im Zusammenhang mit einzelnen Abstimmungen
oder Wahlen.
Gar den grössten «Mitgliederboom» ihrer Parteigeschichte erlebten gemäss
Parteipräsident Balthasar Glättli die Grünen: Die Mitgliederzahl sei in zwei Jahren um
2'300 auf 12'967 gestiegen, was wohl auf die Themenführerschaft der Grünen in der
Klimapolitik zurückzuführen sei.
Am sechstmeisten Mitglieder hatte die GLP, die 6'800 Mitglieder meldete, was 1'700
mehr seien als zwei Jahre zuvor. Der starke Anstieg habe schon nach den für die GLP
äusserst erfolgreichen Nationalratswahlen 2019 begonnen.
Keine Informationen zur aktuellen Mitgliederentwicklung hatte die FDP Schweiz. Man
nehme aber «keine namhaften Schwankungen» wahr. Im Jahr 2019 hatte die Partei ihre
Mitgliederzahl mit 120'000 beziffert.
Vergleicht man die gemeldeten Zahlen mit jenen aus dem Jahr 2013, so sind die Mitte
und die SVP seither per Saldo geschrumpft, bei der FDP blieb die Mitgliederzahl stabil.
Demgegenüber konnten die SP, die Grünen und die GLP ihre Mitgliederbasis seit 2013
verbreitern. 3

Grosse Parteien

Anlässlich der Suche der FDP nach einer Nachfolge für Parteipräsidentin Petra Gössi
fragte die Aargauer Zeitung im August 2021 die sechs grössten Parteien der Schweiz
nach der finanziellen Entschädigung für die Parteipräsidien.
Ausser der SVP erhielt die Zeitung von allen Parteien Zahlen. Am wenigsten grosszügig
war demnach die GLP: Ihr Präsident Jürg Grossen (glp, BE) erhielt den eher
symbolischen Fixbetrag von CHF 2'500 pro Jahr und keine zusätzliche
Spesenentschädigung. Gegenüber der Aargauer Zeitung gab Grossen an, die Finanzen
der GLP liessen keine höhere Entschädigung zu und sein Lohn seien das Wachstum und
die Sitzgewinne der Partei. Grossens Amtskollege Balthasar Glättli (gp, ZH) von den
Grünen wurde mit CHF 28'000 pro Jahr entschädigt (CHF 16'480 Lohn und CHF 11'520
Spesen). Petra Gössis (fdp, SZ) Lohn bei der FDP betrug CHF 50'000 zuzüglich einer
Spesenentschädigung in nicht genannter Höhe. Die SP liess sich ihr Präsidium
insgesamt CHF 80'000 pro Jahr kosten, wobei auf Co-Präsidentin Mattea Meyer (sp, ZH)
und Co-Präsident Cédric Wermuth (sp, AG) je CHF 35'000 Lohn und CHF 5'000 Spesen
entfielen. Am grosszügigsten war schliesslich die Mitte: Ihr Präsident Gerhard Pfister
(mitte, ZG) wurde von seiner Partei mit rund CHF 100'000 pro Jahr entschädigt; dieser
Betrag setzte sich zusammen aus einer Grundentschädigung, einer Spesenvergütung
und Sitzungsgeldern. Die Mitte war damit die einzige Partei, welche Sitzungsgelder
ausrichtete. Mitte-Generalsekretärin Gianna Luzio erklärte gegenüber der Aargauer
Zeitung, die Mitte gehe für ihr Präsidium von einem 60-Prozent-Job aus, und die
Entschädigung für Pfisters Vorgänger Christophe Darbellay (cvp, VS) bei der damaligen
CVP habe sich in einem ähnlichen Bereich bewegt.
Von der SVP erhielt die Zeitung bloss die Auskunft, dass Parteipräsident Marco Chiesa
(svp, TI) keinen Lohn, aber eine Spesenentschädigung bekomme; deren Höhe nannte die
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SVP nicht. Laut der Aargauer Zeitung wird in der SVP allerdings gemunkelt, diese
Spesenentschädigung sei so hoch angesetzt worden, dass sie für mehr als nur die
Spesen reiche. Die Entschädigung ihres Präsidiums hatte bei der SVP – wie auch schon
bei anderen Parteien – für Diskussionen gesorgt, als sie Kandidaturen für die Nachfolge
von Albert Rösti suchte und schliesslich Chiesa fand. 4

Linke und ökologische Parteien

Am 19. September fand eine Delegiertenversammlung der GP in St. Gallen statt, deren
Thema die Landwirtschaftspolitik war. Die Delegierten verabschiedeten ein
Positionspapier mit 13 Massnahmen für eine grüne Agrarpolitik und drei Resolutionen.
Die Grünen priorisierten darin die Förderung von regionalen Märkten – Konsum und
Produktion sollen möglichst nahe beieinander stattfinden – und stehen dem
Agrarfreihandel ablehnend gegenüber. Der internationale Handel mit Agrarprodukten
wird kritisiert, weil er zu langen Transportwegen und damit zu einem hohen
Energieverbrauch sowie zu mehr CO2-Ausstoss führt. Entsprechend richteten sich die
Grünen auch gegen ein Agrarfreihandelsabkommen mit der EU: Ein solches Abkommen
würde ihrer Ansicht nach dazu führen, dass unter fragwürdigen ökologischen und
sozialen Bedingungen produzierte landwirtschaftliche Güter in der Schweiz zu tiefen
Preisen angeboten würden. An der Versammlung wurden auch mehrere
Abstimmungsparolen gefasst: Die Grünen sagten Nein zur Anti-Minarett-Initiative und
zum Bundesbeschluss über die Spezialfinanzierung der Luftfahrt. Zur GSoA-Initiative
für ein Verbot von Kriegsmaterialexporten wurde die Ja-Parole beschlossen. 5

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 19.09.2009
SABINE HOHL

Vorwürfe aus dem bürgerlichen Lager an die GLP wurden nach der Annahme der
Zweitwohnungsinitiative im März laut. Die Grünliberalen hätten es nicht geschafft, eine
gute Kampagne gegen das Begehren zu führen und seien mitschuldig an der Niederlage.
Dies zeige, dass die junge Partei noch nicht über die nötige Ausstrahlung verfüge. GLP-
Präsident Bäumle reichte den schwarzen Peter zurück an die FDP, die CVP und die
Wirtschaftsverbände, die das Begehren unterschätzt hätten. 6

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 14.03.2012
MARC BÜHLMANN

Die GLP versuchte im Berichtjahr, ihre Position in der Familienpolitik zu schärfen. Sie
tat dies mit Kritik an der CVP-Initiative zur Abschaffung der Heiratsstrafe. Dieses
Begehren hatte Kritik geweckt, weil es die Ehe als Bund von Mann und Frau in der
Verfassung verankern will. Die GLP nahm die Kritik auf und schlug einen direkten
Gegenvorschlag vor, der nicht nur Ehepaare, sondern alle gesetzlich geregelten
Lebensgemeinschaften vor steuerlichen Nachteilen befreien will. Darüber hinaus soll
eine „Ehe für alle“ geschaffen werden, die Paaren unabhängig von ihrer sexuellen
Orientierung offenstehen soll. 7

DIREKTER GEGENVORSCHLAG ZU
VOLKSINITIATIVE
DATUM: 05.12.2013
MARC BÜHLMANN

1) JdG, 13.5.92; Presse vom 16.5.92.
2) NLZ, 4.4.97; TA, 15.4.97; NZZ, 21.4. 21.5., 14.8. 1.9. und 16.9.97; Presse vom 16.5.97 und vom 1.7. bis 27.9.97, Presse vom 3.7.
und 13.8.97; NZZ, 16.9.97, Bund, 15.8.97; BaZ, 20.8. und 29.8.97; NZZ, 29.8., 4.9. und 9.9.97; JdG, 17.9.97; QJ, 18.9.97.56
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4) AZ, 20.8.21
5) NZZ, 21.9.09.
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